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STV-Vorlage
Vorlagen-Nr.: STV-499/2016-2021
Aktenzeichen: FB2-Tr
Bearbeiter: Triller, Jurgen
Beratungsfolge Termin
Haupt- und Finanzausschuss 02.12.2020
Stadtverordnetenversammlung 11.12.2020

Sichtvermerke

gez. Jurgen Triller gez. Udo Schoéffmann Burgermeister

Betreff:
2. Anderungssatzung zur Entwésserungssatzung des Eigenbetriebes Wasserwerke
Pohlheim

Begriundung:

Die Betriebsleitung empfiehlt folgende Anderungen der Entwésserungssatzung des
Eigenbetriebes Wasserwerke Pohlheim:

a) Anpassung an das Muster des HSGB
b) Festsetzung der Gebuhren
C) Anderung der Verwaltungsgebuhren und Ordnungswidrigkeiten

Zu a) Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung

(HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 07.05.2020 (GVBI. S. 291), der §§ 37 bis 40
des Hessischen Wassergesetzes (HWG) in der Fassung vom 14.12.2010 (GVBI. | S.
548), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.08.2018 (GVBI. S. 366), der
§§ 1 bis 5 a), 6 a), 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes Uber kommunale Abgaben (KAG) in
der Fassung vom 24.03.2013 (GVBI. | S. 134), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 28.05.2018 (GVBI. S 247), der §§ 1 und 9 des Gesetzes tber Abgaben flr
das Einleiten von Abwasser in Gewasser (Abwasserabgabengesetz - AbwAG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18.01.2005 (BGBI. | S. 114), zuletzt gedndert durch
Artikel 2 der Verordnung vom 22.08.2018 (BGBI. | S. 1327), und der §§ 1 und 2 des
Hessischen Ausflihrungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz (HAbwAG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 09.06.2016 (GVBI. S. 70), zuletzt geédndert durch
Artikel 15 des Gesetzes vom 23.06.2020 (GVBI. S 430), werden der Betriebskommission
nachgenannte Anderungserfordernisse zur Kenntnis gebracht mit der Empfehlung, diese
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durch die Stadtverordnetenversammlung beschlieRen zu lassen. Die Anderungen bzw.
Erganzungen sind unterstrichen.

Andern Absitze (3) und (5) sowie Streichen des Absatzes (4) des § 6

§ 6 Grundstiickskléreinrichtungen

alt:

neu.

@)

(4)

Die Entnahme des Schlamms aus
Kleinklaranlagen, soweit er aus hduslichem
Abwasser stammt, sowie des Abwassers aus
Sammelgruben besorgt die Stadt.

Auf Verlangen des Grundstilickseigentiimers
kann die Entnahme des Schlamms auch von
einer von ihm beauftragten Fachfirma erfolgen.
Die Stadt ist berechtigt, die Anlage und deren
Betrieb Zu Uberwachen. Die
Entsorgungsnachweise sind der Stadt jahrlich
vorzulegen.

Die  landwirtschaftliche  Verwertung des
Schlamms aus Kleinkldranlagen, soweit er aus
hauslichem Abwasser stammt, sowie des
Abwassers aus Sammelgruben, ist nur_unter
Berlicksichtigung der 8§ 3 und 4 der
Klarschlammverordnung (AbfKlarV) moglich.
Die Stadt ist von dieser Art der Verwertung zu
unterrichten.

Die Ubernahme von Féakalien Dritter
Verwertung ist verboten.

Zur

Grundstlcksklareinrichtungen sind stillzulegen,
sobald die Abwasseranlage die Behandlung
des Abwassers sicherstellt.

(3) Die  Entnahme des  Schlamms

Sammelgruben besorgt die Stadt.
(4) Grundstiicksklareinrichtungen

Behandlung des Abwassers sicherstellt.

Andern der Anmerkung 2 des § 8

§ 8 Besondere Einleitungsbedingungen fiir nicht hdusliche Abwasser

alt:

neu.

(®) Hochchloridverfahren

(®3) Anstelle der aufgefihrten AAS-DIN-Verfahren
ist fur die Element-Bestimmung auch der
Einsatz des ICP-Verfahrens DIN ISO 11885

zulassig.

Andern des Absatzes (1) des § 9

§ 9 Uberwachen der Einleitungen

alt:

neu.

(1)

Die Stadt Uberwacht die Einleitungen nicht
hauslichen Abwassers entsprechend den
Bestimmungen der aufgrund des § 40 Abs.
2 Nr. 3 erlassenen Rechtsverordnung in der
jeweils geltenden Fassung. Das

(1) Die Stadt Uberwacht die Einleitungen nicht
hauslichen Abwassers entsprechend den
Bestimmungen der aufgrund des § 40 Abs.
2 Nr. 3 HWG erlassenen
Rechtsverordnung in der jeweils geltenden
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Uberwachen erfolgt auf Kosten des
jeweiligen Abwassereinleiters. Mit dem
Uberwachen kann die Stadt eine staatlich
anerkannte Untersuchungsstelle

beauftragen.

Fassung. Das Uberwachen erfolgt auf
Kosten des jeweiligen Abwassereinleiters.
Mit dem Uberwachen kann die Stadt eine
staatlich anerkannte Untersuchungsstelle
betrauen.

Andern des Absatzes (1) des § 10

§ 10 Abwasserbeitrag

alt:

neu.

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands
fur die Schaffung und Erweiterung der
Abwasseranlagen Beitrage, die nach der
Veranlagungsflache bemessen werden. Die
Veranlagungsflache ergibt sich durch
Vervielfachen der Grundstiicksflache (§ 11) mit
dem Nutzungsfaktor (§§ 12 bis 15).

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung des

Aufwands fir die Herstellung, Anschaffung
und Erweiterung der Abwasseranlagen
Beitrage, die nach der Veranlagungsflache
bemessen werden. Die
Veranlagungsflache ergibt sich durch
Vervielfachen der Grundstucksflache (§ 11)
mit dem Nutzungsfaktor (§§ 12 bis 15).

Andern des Absatzes (3) des § 12

§ 12 Nutzungsfaktor im beplanten Gebiet

alt:

neu.

(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die
Gebaudehohe, sondern nur eine
Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5
zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf
volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.

(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die

Gebaudehdhe, sondern nur eine
Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5
zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch
auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.
Das Ergebnis als Zahl der Vollgeschosse.

Andern des Absatzes (2) des § 14

§ 14 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

alt:

neu.

(3) Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden,
gilt als Zahl der Vollgeschosse die tatsachliche
Gebaudehohe, geteilt durch 3,5, fir insgesamt
gewerblich oder industriell genutzte
Grundstticke; durch 2,2 fir alle in anderer
Weise  baulich  genutzte  Grundstlcke.
Bruchzahlen werden hierbei kaufmannisch auf
volle Zahlen auf- oder abgerundet.

(3) Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden,

gilt als Zahl der Vollgeschosse die
tatsachliche Gebaudehohe (Traufhéhe),
geteilt durch 3,5, fur insgesamt gewerblich
oder industriell genutzte Grundstlicke; durch
2,2 fur alle in anderer Weise baulich genutzte
Grundstiicke. Bruchzahlen werden hierbei
kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder
abgerundet.

Andern des Absatzes (4) des § 19

§ 19 Beitragspflichtige, 6ffentliche Last

alt:

neu.

(4) Der Beitrag ruht als o6ffentliche Last auf dem

(4) Der Beitrag ruht als offentliche Last auf dem
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Grundstiick bzw. - bei Bestehen eines solchen
- auf dem Erbbaurecht oder auf dem jeweiligen
Wohnungs- oder Teileigentum.

Grundstiick bzw. - bei Bestehen eines
solchen - auf dem Erbbaurecht bzw. bei
Bestehen eines Wohnungs- und
Teileigentums auf diesem.

Andern des Absatzes (3) des § 22

§ 22 Grundstiicksanschlusskosten

alt:

neu.

(3) Der Erstattungsanspruch ruht als o&ffentliche
Last auf dem Grundstiick - bei Bestehen eines
solchen - auf dem Erbbaurecht.

(3) Der Erstattungsanspruch ruht als offentliche
Last auf dem Grundstick - bei Bestehen
eines solchen - auf dem Erbbaurecht, bzw.
dem Wohnungs- und Teileigentum.

Andern des Absatzes (2) des § 23

§ 23 Benutzungsgebiihren, Grundgebiihren

alt:

neu.

(2) Die Abwasserabgabe fiir eigene Einleitungen
der Stadt und die Abwasserabgabe, die von
anderen Korperschaften des offentlichen
Rechts auf die Stadt umgelegt wird, werden
Uber die Abwassergebihren fir das Einleiten
von Schmutzwasser abgewalzt.

(2) Die Abwasserabgabe fiir eigene Einleitungen
der Stadt, die Abwasserabgabe, die von
anderen Korperschaften des o6ffentlichen
Rechts auf die Stadt umgelegt wird sowie der
Aufwand fiir die Eigenkontrolle und die
Uberwachung der Zuleitungskanale
entsprechend den  Bestimmungen  der
aufgrund des § 46 Abs. 2 Nr. 3 HWG (in der
Fassung der Bekanntmachung vom
06.05.2005 [GVBI. | S. 305], zuletzt geandert
durch Gesetz vom 04.03.2010 [GVBI. | S. 85]
erlassenen Eigenkontrollverordnung (EKVO)
vom 23.07.2010 [GVBI. | S. 257] werden Uber
die Abwassergebuhren fur das Einleiten von
Schmutzwasser abgewalzt.

Andern des Absatzes (6) des § 24

§ 24 GebihrenmaBstibe und -sétze fiir Niederschlagswasser

alt:

neu.

(6) Andert sich die gebiihrenpflichtige Flache,
so ist dies bei der Festsetzung der
Gebiihren ab dem Tag der Anderung zu
bericksichtigen.

(6) Andert sich die gebuhrenpflichtige Flache,
so ist dies bei der Festsetzung der
Gebiihren ab dem Monat der Anderung zu
berlcksichtigen.

Andern des Absatzes (1) des 27

§ 27 Ermittlung des gebiihrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs

alt: neu:
(1) Als gebuhrenpflichtiger (1) Als geblhrenpflichtiger
Frischwasserverbrauch gelten alle Frischwasserverbrauch gelten alle
Wassermengen, die aus _ offentlichen Wassermengen, die
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Wasserversorgungsanlagen entnommen
werden. Dies qilt in _der Regel auch bei
Verwendung als Brauchwasser aus anderen
Anlagen und Gewassern.

a) aus offentlichen Versorgungsanlagen,

b) zur Verwendung als Brauchwasser
aus anderen Anlagen und Gewassern

entnommen werden.

Andern des Absatzes (2) des 32

§ 32 Gebiihrenpflichtige

alt:

neu.

(2) Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel

im Eigentum oder Erbbaurecht ein, so wird
der neue Eigentimer oder
Erbbauberechtigte  gebihrenpflichtig  mit
Beginn des Tages, welcher dem
Eigentumsiibergang folgt.

(2) Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel
im Eigentum oder Erbbaurecht ein, so wird
der neue Eigentimer oder
Erbbauberechtigte gebuhrenpflichtig mit
Beginn des Monats, welcher dem
Eigentumsubergang folgt.

Andern des § 39

§ 39 Inkrafttreten

alt: neu:

Diese Satzung ist am 01. Oktober 2017 in
Kraft getreten. Gleichzeitig trat die
Entwasserungssatzung vom 1. Januar 2017
auler Kraft.

Diese Entwasserungssatzung tritt
einschlieRlich der 2. Anderungssatzung zum
01.01.2021 in Kraft.

Gleichzeittritt tritt die Entwasserungsatzung
vom 01.01.2019 einschliellich der 1.
Anderungssatzung aul3er Kraft.

Die 1. Anderungssatzung zur
Entwasserungssatzung der Stadt Pohlheim
tritt am 01.01.2019 in Kraft.

Zu b) Wie bereits fir die Vorjahre wurde eine zweijahrige Gebuhrenkalkulation fur die Jahre
2021/2022 durch ein Fachbiro beauftragt. Aufgrund des glnstigsten Angebots hat die
IVC Public Services GmbH Wirtschaftsprifungsgesellschaft den Auftrag erhalten.

Die Kalkulation wurde entsprechend der gesetzlichen Vorgaben unter Berlcksichtigung
des prognostizierten  Wirtschaftsplans 2021 und den gebuhrenrechtlichen
Ergebnisermittlungen aus den Jahren 2017/2018 durchgefihrt.

Fir die Inanspruchnahme der Lieferungs- bzw. Betriebsbereitschaft der
Abwassereinrichtungen werden vom Eigenbetrieb Grundgebihren erhoben. Hierdurch
wird die standige Vorhaltung der betriebsbereiten 6ffentlichen Einrichtung, die dauerhaft
verbrauchsunabhangige Fixkosten verursacht, teilweise abgegolten.

Die Heranziehung der Nutzer zur Abgeltung verbrauchsunabhangiger Vorhaltekosten
durch Zahlung einer Grundgebuhr ist durch die Erwagung gerechtfertigt, dass die
Abwasserbeseitigung jederzeit in Anspruch genommen werden kann.

Es beteiligt die Nutzer, welche die Abwasserbeseitigung in einem nur geringen Umfang in
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Anspruch nehmen, angemessen an den unabhangig vom Mall der tatsachlichen
Inanspruchnahme entstehenden Fixkosten.

Laut aktueller Rechtsprechung durfen bis zu 50 % der Gesamtkosten uUber die
Grundgeblhr abgedeckt werden, wenn diese die Fixkosten nicht Ubersteigen. Mit der
Festsetzung der "kleinsten" Grundgebuhr auf 5,00 Euro wirden ca. 16 % der
Gesamtkosten abgegolten.

Unter Beriicksichtigung von Aquivalenzziffern (auf Grundlage der Zahlerkosten) stellen
sich die Grundgebuhren zukunftig wie folgt dar:

alt (2019/2020)

5,00 Euro / Monat
6,16 Euro / Monat
9,94 Euro / Monat

QN 2,5: 5,00 Euro / Monat
QN 6: 7,68 Euro / Monat
QN 10: 11,38 Euro/ Monat

Grundgebdahr:

Auf Grundlage o. g. Parameter wurde nachfolgende Schmutzwassergebuhr kalkuliert:

alt (2019/2020)
1,93 Euro / m®

Schmutzwassergeblihr: 1,95 Euro / m®

Fur das Einleiten des Niederschlagswassers wurde eine Niederschlagswassergebuhr von
0,55 € / m? versiegelter Flache kalkuliert (alt: 0,48 € /m?).

Fur einen "idealtypischen Haushalt" mit vier Personen in einem Einfamilienhaushalt, mit
ca. 130 m* Wasserverbrauch und 110 m? versiegelter Oberflache, wirde die
Gesamtbelastung bei ca. 314,00 Euro / Jahr und somit 10,30 € / Jahr Uber dem
Vorjahreswert liegen.

Auf Grundlage der Gebuhrenkalkulation werden der Betriebskommission nachgenannte
Anderungserfordernisse zur Kenntnis gebracht mit der Empfehlung, diese durch die
Stadtverordnetenversammlung beschlielen zu lassen:

Andern des Absatzes (1) des § 24

§ 24 GebiihrenmaBstibe und -sétze fiir Niederschlagswasser

alt: neu:

(1) Gebuhrenmalistab fir das Einleiten von |(1) Geblhrenmallstab flr das Einleiten von

Niederschlagswasser ist die bebaute und
kunstlich befestigte Grundsticksflache, von
der das Niederschlagswasser in die
Abwasseranlage eingeleitet wird oder
abflief3t; pro m? wird eine Gebulhr von 0,55 €
jahrlich erhoben.

Niederschlagswasser ist die bebaute und
kunstlich befestigte Grundstiicksflache, von
der das Niederschlagswasser in die
Abwasseranlage eingeleitet wird oder
abflief3t; pro m? wird eine Gebulhr von 0,48 €
jahrlich erhoben.

Andern der Absitze (1) und (3) des § 26

§ 26 Gebiihrenmallstidbe und -sétze fiir Schmutzwasser

alt:

neu.
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(1) Gebuhrenmal3stab  fir das  Einleiten
hauslichen Schmutzwassers ist der
Frischwasserverbrauch auf dem
angeschlossenen Grundsttick.

Die Gebihr betragt pro m?3
Frischwasserverbrauch

a) bei zentraler Abwasserreinigung in der
Abwasseranlage 1,93 €

b) bei notwendiger Vorreinigung des
Abwassers in einer
Grundstucksklareinrichtung die in § 26 (1) a
festgesetzten Gebilhren gemindert um 10
vom hundert.

(3) Die Grundgebuhr stellt das Entgelt fur die
Bereitstellung der offentlichen
Abwasseranlage dar. Sie wird fur jeden
Grundstucksanschluss erhoben und betragt
je Anschluss der nachstehenden
Wasserzahler:

Qa4 5,00 €
Q310 6,16 €
Q316 9,94 €

(1) Gebihrenmalistab fir das  Einleiten
hauslichen Schmutzwassers ist der
Frischwasserverbrauch auf dem
angeschlossenen Grundstiick.

Die Gebuhr betragt pro m?3
Frischwasserverbrauch

a) bei zentraler Abwasserreinigung in der
Abwasseranlage 1,95€

b) bei notwendiger Vorreinigung des
Abwassers in einer
Grundstuicksklareinrichtung die in § 26 (1) a
festgesetzten Geblhren gemindert um 10
vom hundert.

Die Grundgebihr stellt das Entgelt fur die
Bereitstellung der offentlichen
Abwasseranlage dar. Sie wird fur jeden
Grundsticksanschluss erhoben und betragt
je Anschluss der nachstehenden
Wasserzahler:

Qs34 5,00 €
Q310 7,68€
Q316 11,38 €

Zu c) Gemal dem § 29 werden Verwaltungsgebihren erhoben. Die derzeit glltigen

Verwaltungsgebuhren sind nicht mehr ausreichend. Im Rahmen der Satzungsanderung
sollten auch die Verwaltungskosten angepasst werden. Aus diesem Grund werden der
Betriebskommission nachgenannte Anderungserfordernisse zur Kenntnis gebracht mit der
Empfehlung, diese durch die Stadtverordnetenversammlung beschlief3en zu lassen.

Andern der Absitze (1), (2) und (3) des § 29

§ 29 Verwaltungsgebiihren

alt:

neu.

(1)Fur jedes Ablesen eines privaten Wasser-
oder Abwasserzahlers ist eine
Verwaltungsgebihr von 25,00 Euro zu
zahlen.

(2)Fur jede gewlnschte Zwischenablesung
einer stadtischen oder privaten
Messeinrichtung hat der Antragsteller eine
Verwaltungsgebihr von 25,00 Euro =zu
entrichten; fir den zweiten und jeden
weiteren  Zahler ermaligt sich die
Verwaltungsgebuhr auf jeweils 3,00 Euro.

(3)Die Verwaltungsgebihr fir die Bearbeitung
der Abwasserabgabe fir Kleineinleiter
betragt je Bearbeitungsfall 15,00 Euro.

(1) Fur jedes Ablesen eines privaten Wasser-

oder Abwasserzahlers ist eine
Verwaltungsgebihr von 50,00 Euro =zu
zahlen.

(2) Fur jede gewilnschte Zwischenablesung
einer stadtischen oder privaten
Messeinrichtung hat der Antragsteller eine
Verwaltungsgebihr von 50,00 Euro =zu
entrichten; fur den zweiten und jeden
weiteren  Zahler ermafRigt sich die
Verwaltungsgebuhr auf jeweils 6,00 Euro.

(3)Die Verwaltungsgebuhr fur die Bearbeitung
der Abwasserabgabe fir Kleineinleiter
betragt je Bearbeitungsfall 30,00 Euro.
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Darlber hinaus stimmen die in § 35 ausgewiesenen Geldbufien nicht mit den Vorgaben
des Kommunalen Abgabengesetzes (KAG) Uberein. Gemal § 5a (3) KAG kann eine
Ordnungswidrigkeit mit bis zu 10.000 Euro geahndet werden. Somit ist der § 35 (2)
anzupassen.

Andern des Absatzes (2) des § 35

§ 35 Ordnungswidrigkeiten

alt: neu:

(2)Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer |(2)Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
GeldbuBRe von 5 bis 50.000 € geahndet Geldbue von 5,00 bis 10.000,00 €

werden. Die GeldbulRe soll den geahndet werden. Die GeldbuRe soll den
wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus
Ordnungswidrigkeit gezogen hat, der Ordnungswidrigkeit gezogen hat,
Ubersteigen. Reicht das satzungsmaRige Ubersteigen. Reicht das satzungsmaRige
Hochstmal® hierzu nicht aus, kann es Hochstmal® hierzu nicht aus, kann es
Uberschritten werden. Uberschritten werden.

Die Betriebskommission hat sich in lhrer Sitzung am 11.11.2020 mit der Angelegenheit
befasst und empfiehlt einstimmig, den vorgeschlagenen Anderungen sowie der 2.
Anderungssatzung zur Entwésserungssatzung des Eigenbetriebes Wasserwerke Pohlheim
zuzustimmen.

Der Magistrat hat sich in seiner Sitzung am 19.11.2020 mit der Angelegenheit befasst und
der Vorlage zugestimmt.

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss beschliet, der Stadtverordnetenversammlung zu
empfehlen, der nachfolgenden 2. Anderungssatzung zur Entwéasserungssatzung des
Eigenbetriebes Wasserwerke Pohlheim zuzustimmen. Die 2. Anderungssatzung tritt am 1.
Januar 2021 in Kraft.

Die Stadtverordnetenversammlung beschieft, der nachfolgenden 2. Anderungssatzung
zur Entwasserungssatzung des Eigenbetriebes Wasserwerke Pohlheim zuzustimmen. Die 2.
Anderungssatzung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

2. Anderungssatzung zur Entwisserungssatzung des Eigenbetriecb Wasserwerke
Pohlheim

Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt geandert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 07.05.2020 (GVBI. S. 291), der §§ 37 bis 40 des Hessischen
Wassergesetzes (HWG) in der Fassung vom 14.12.2010 (GVBI. | S. 548), zuletzt gedndert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.08.2018 (GVBI. S. 366), der §§ 1 bis 5 a), 6 a), 9 bis 12
des Hessischen Gesetzes tUber kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24.03.2013
(GVBI. | S. 134), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.05.2018 (GVBI. S
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247), der §§ 1 und 9 des Gesetzes Uber Abgaben flir das Einleiten von Abwasser in
Gewasser (Abwasserabgabengesetz - AbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
18.01.2005 (BGBI. | S. 114), zuletzt geandert durch Artikel 2 der Verordnung vom
22.08.2018 (BGBI. | S. 1327), und der §§ 1 und 2 des Hessischen Ausflihrungsgesetzes zum
Abwasserabgabengesetz (HAbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.06.2016
(GVBI. S. 70), zuletzt gedndert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23.06.2020 (GVBI. S
430), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Pohlheim am 11. Dezember 2020
folgende 2. Anderungssatzung zur Entwasserungssatzung (EWS) beschlossen.

§ 6 Grundstucksklareinrichtungen - erhalt folgende Fassung:

§ 6

Grundstucksklareinrichtungen

(1) Grundsticksklareinrichtungen missen vom Grundstiickseigentimer auf eigene Kosten
angelegt und betrieben werden, wenn in die Abwasseranlage nur vorgeklartes Abwasser
eingeleitet werden darf oder wenn ein Grundstlck, auf dem Abwasser anfallt, nicht an
die Abwasseranlage angeschlossen ist.

(2) Das Einleiten von Niederschlagswasser in Grundstlicksklareinrichtungen ist unzulassig.

(3) Die Entnahme des Schlamms aus Kleinklaranlagen, soweit er aus hauslichem Abwasser
stimmt, sowie des Abwassers aus Sammelgruben besorgt die Stadt.

(4) Grundstlicksklareinrichtungen sind stillzulegen, sobald die Abwasseranlage die
Behandlung des Abwassers sicherstellt.

§ 8 Besondere Einleitungsbedingungen fur nicht hausliches Abwasser - erhalt folgende
Fassung:

(1) Far das Einleiten von Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder
vergleichbarer Einrichtungen (z. B. Krankenhausern) gelten - soweit nicht durch
wasserrechtliche Vorschriften die Einleitungsbefugnis weitergehend eingeschrankt ist -
folgende Einleitungsgrenzwerte in der nicht abgesetzten qualifizierten Stichprobe:

Grenzwert
1. Physikalische Parameter
1.1 Temperatur 35°C
1.2 pH-Wert 6,5-10
2. Organische Stoffe und Lésungsmittel
2.1 Organische Lésungsmittel (BTEX), 10 mg/l

bestimmt als Summe von Benzol und dessen
Derivaten (Benzol, Ethylbenzol, Toluol, isomere
Xylole) mittels Gaschromatografie

2.2 Halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW), 1 mg/l
berechnet als organisch gebundenes Chlor (die
Einzelergebnisse werden in Chlorid umgerechnet
und dann addiert)1 mittels Gaschromatografie

2.3 Adsorbierbare organische Halogenverbindungen, 1 mg/l
angegeben als Chlorid (AOX)

2.4 Phenolindex 20 mg/l

2.5 Kohlenwasserstoffe H 53 20 mg/I
(Mineraldl und Mineral6lprodukte)

2.6 Extrahierbare schwerflichtige lipophile Stoffe 250 mg /I
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(z. B. organische Fette)

3. Anorganische Stoffe (geldst)

3.1 Ammonium, berechnet als Stickstoff 100 mg N/I
3.2 Nitrit, berechnet als Stickstoff 5 mg N/I
3.3 Cyanid, leicht freisetzbar 0,2 mg/l
34 Sulfat 400 mg/I
4. Anorganische Stoffe (gesamt)2

41 Arsen 0,1 mg/l
4.2 Blei 0,5 mg/l
4.3 Cadmium 0,1 mg/l
4.4 Chrom 0,5 mg/I
4.5 Chrom-VI 0,1 mg/l
4.6 Kupfer 0,5 mg/I
47 Nickel 0,5 mg/I
4.8 Quecksilber 0,05 mg/I
49 Silber 0,1 mg/I
410 Zink 2 mg/l
4.11 Zinn 2 mgll

Die Temperatur wird in Grad Celsius nach der DIN 38404-4 gemessen, der pH-Wert
nach der DIN EN ISO 10523. Die DIN 38404-4 und die DIN EN ISO 10523 sind bei der
Stadt archivmalig gesichert niedergelegt.

1 Einzelverbindungen: Trichlorethen, Tetrachlorethen, 1.1.1.- Trichlorethan, Dichlormethan
2 Anstelle der aufgefiihrten AAS-DIN-Verfahren ist fir die Element-Bestimmung auch der Einsatz des ICP-Verfahrens DIN EN
ISO 11885 zulassig.

(2)

3)

Im Ubrigen richten sich die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen
Beschaffenheit des Abwassers notwendigen Untersuchungen nach den einschlagigen
Verfahren der Abwasserverordnung in der jeweils geltenden Fassung. Die zusatzlichen
analytischen Festlegungen, Hinweise und Erlduterungen der Anlage "Analysen- und
Messverfahren" der Abwasserverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.
Juni 2004 (BGBI. | S. 1108, 2625), die zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 31.
Juli 2009 (BGBI. | S. 2585) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sind
zu beachten. Im Ubrigen sind die notwendigen Untersuchungen nach den Deutschen
Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung in der jeweils
geltenden Fassung oder den entsprechenden DIN-Normen des
Fachnormenausschusses Wasserwesen im Deutschen Institut fur Normung e. V.,
Berlin, auszufiihren.

Werden von der obersten Wasserbehdrde Anforderungsregelungen zur Behandlung
und/oder Zurtckhaltung bestimmter Abwasserinhaltsstoffe amtlich eingefuhrt, sind diese
zu beachten. Die davon betroffenen Einleitungsgrenzwerte gelten als eingehalten, wenn
der Anschlussnehmer zweifelsfrei nachweist, dass die gestellten Anforderungen
vollstandig erfullt werden.

Im Bedarfsfall kbnnen

a) fir nicht im ersten Absatz genannte Stoffe Grenzwerte festgesetzt werden,

b) hoéhere Grenzwerte unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zugelassen
werden, wenn die schadlichen Stoffe und Eigenschaften des Abwassers innerhalb
dieser Grenzen fir die Abwasseranlage, die darin beschaftigten Personen und die
Abwasserbehandlungsanlage vertretbar sind,

Seite 10 von 20



(4)
®)

(6)

(7)

(8)

c) geringere Grenzwerte oder Frachtbegrenzungen festgesetzt werden, um
insbesondere eine
- Gefahrdung der Abwasseranlage oder des darin beschaftigten Personals,
- Beeintrachtigung der Benutzbarkeit der Anlagen,
- Erschwerung der Abwasserbehandlung oder Klarschlammverwertung
zu vermeiden.
Das zielgerichtete Verdiinnen des Abwassers zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte
ist unzulassig.
Fir das Einleiten von Abwasser, das radioaktive Stoffe enthalten kann, gelten die
Grundsatze und Vorschriften der Strahlenschutzverordnung in der jeweils geltenden
Fassung.

Fallen auf einem Grundstlck betriebsbedingt erhéhte Abwassermengen stoRweise an
und fuhrt dies zu vermeidbaren Belastungen bei der Abwasserbehandlung, kann die
Stadt die Pufferung des Abwassers auf dem angeschlossenen Grundstiick und sein
gleichmaRiges Einleiten in die Abwasseranlage verlangen.

Die Stadt kann dem Anschlussnehmer das Fihren eines Betriebstagebuchs aufgeben,
in dem alle die Abwassersituation auf dem angeschlossenen Grundstlick betreffenden
Daten festzuhalten sind.

Abwasser, das nach den vorstehenden Bedingungen nicht eingeleitet werden darf, ist
aufzufangen und in gesetzlich zugelassener Art und Weise zu entsorgen.

§ 9 Uberwachen der Einleitungen - erhalt folgende Fassung:

(1)

(2)

3)

(4)

)

(6)

§9

Uberwachen der Einleitungen

Die Stadt Uberwacht die Einleitungen nicht hauslichen Abwassers entsprechend den
Bestimmungen der aufgrund des § 40 Abs. 2 Nr. 3 HWG erlassenen Rechtsverordnung
in der jeweils geltenden Fassung. Das Uberwachen erfolgt auf Kosten des jeweiligen
Abwassereinleiters. Mit dem Uberwachen kann die Stadt eine staatlich anerkannte
Untersuchungsstelle betrauen.

Das Uberwachen der Einleitungen nicht hauslichen Abwassers durch die Stadt erfolgt
unabhangig von einer im Einzelfall von der Wasserbehérde verlangten
Eigenuberwachung bestimmter Einleiter.

Das Uberwachen orientiert sich an den in § 8 Abs. 1 festgelegten
Einleitungsgrenzwerten, an den in Einleitungserlaubnissen gemal® § 58 WHG
festgesetzten Werten und an den Vorgaben wasserrechtlicher Genehmigungen gemafn
§ 60 WHG. Im Regelfall wird die Uberwachung mindestens einmal jahrlich durchgefiihrt.
Das Messprogramm des Abs. 3 kann von der Stadt jederzeit erweitert werden, wenn
sich aus dem Ergebnis des bisherigen Uberwachens Veranlassung hierzu ergibt.
Festgestellte Uberschreitungen einzuhaltender Grenzwerte kdnnen eine Intensivierung
der Uberwachung zur Folge haben.

Der Abwassereinleiter kann von der Stadt zusatzliche Untersuchungen des Abwassers
verlangen, nicht jedoch deren Zeitpunkt bestimmen. Hierbei hat er das Recht, diese auf
einzelne Grenzwerte oder den chemischen Sauerstoffbedarf zu beschranken.

Die Aufwendungen der Stadt fiir das Uberwachen sind vom Abwassereinleiter in der
tatsachlich entstandenen Hohe zu erstatten. Dieser Anspruch entsteht mit der Vorlage
des Uberwachungsergebnisses und ist einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids
fallig. Die Durchfihrung zusatzlicher Untersuchungen sowie die Bestimmung des
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(7)

chemischen Sauerstoffbedarfs kann die Stadt von der Vorauszahlung der dafir zu
leistenden Kosten abhangig machen.

Die Stadt kann in begrindeten Fallen verlangen, dass der Abwassereinleiter an einer
von der Stadt zu bestimmenden Stelle ein automatisches Gerat zur Probeentnahme auf
seine Kosten einzurichten und dauernd - auch in Zeiten der Betriebsruhe - zu betreiben
hat. Die Stadt kann die technischen Anforderungen festlegen, die das Gerat zur
automatischen Probeentnahme zu erfiillen hat.

Die Stadt kann die Einrichtung und den dauernden Betrieb von selbstaufzeichnenden
Messgeraten (z. B. fur die Messung von pH-Wert, Temperatur, CSB, Abwassermenge
etc.) auf Kosten des Abwassereinleiters verlangen.

Die Stadt kann ferner bestimmen, dass der Zugang zu dem automatischen

Probenahmegerat oder den selbstaufzeichnenden Messgeraten Bediensteten oder

Beauftragten der Stadt jederzeit - auch in Zeiten der Betriebsruhe - zu ermdéglichen ist.
[l

§ 10 Abwasserbeitrag - erhalt folgende Fassung:

(1)

(2)

3)

§ 10
Abwasserbeitrag

Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands fir die Herstellung, Anschaffung und
Erweiterung der Abwasseranlagen Beitrdge, die nach der Veranlagungsflache
bemessen werden. Die Veranlagungsflache ergibt sich durch Vervielfachen der
Grundstucksflache (§ 11) mit dem Nutzungsfaktor (§§ 12 bis 15).

Der Beitrag betragt fur das Verschaffen einer erstmaligen Anschlussmdglichkeit
(Schaffensbeitrag)

- an eine Abwasseranlage 3,27 €/m2 Veranlagungsflache
Besteht nur die Mdglichkeit, Niederschlagswasser abzunehmen, wird ein Drittel, bei
alleiniger Abnahmemadglichkeit des Schmutzwassers werden zwei Drittel der nach den

nachfolgenden Vorschriften (§§ 11 bis 15) ermittelten Veranlagungsflachen zugrunde
gelegt.

V.

§ 12 Nutzungsfaktor im beplanten Gebiet - erhalt folgende Fassung:

(1)

§12
Nutzungsfaktor im beplanten Gebiet

Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im
Bebauungsplan festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den
Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erreicht, ist dieser maligebend. Werden
die Festsetzungen des Bebauungsplans Uberschritten, ist die genehmigte oder
vorhandene Zahl der Vollgeschosse, Gebaudehdhe (Traufhdhe) oder Baumassenzahl
zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:
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(2)

3)

(4)

)

(6)

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,7

Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhoht
sich der Nutzungsfaktor um: 0,25.

Ist nur die zulassige Gebaudehdhe (Traufhdhe) festgesetzt, gilt als Zahl der Vollge-
schosse die héchst zulassige Hohe geteilt durch 2,2, wobei Bruchzahlen kaufmannisch
auf- oder abgerundet werden. In Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11
BauNVO erfolgt die Teilung in Abweichung zu Satz 1 durch 3,5.

Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehohe, sondern nur eine
Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen
kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als Zahl
der Vollgeschosse.

Bei Grundstucken, fur die der Bebauungsplan

a) Gemeinbedarfsflaichen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse oder
anderer Werte, anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3
festgestellt werden kdnnte, vorsieht, gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die zulassige
Bebauung im Verhaltnis zu dieser Nutzung untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer
Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kdnnen,
gestattet, gilt flr die bebaubaren Teile dieser Grundstiicke 1,0, fur die Restflache 0,1,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5

e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,

f) Dauerkleingarten festsetzt, gilt 0,5,

g) Kirchengebaude oder ahnliche Gebaude mit religioser Zweckbestimmung festsetzt,
gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

Sind fir ein Grundstliick unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebaudehdhen
(Traufhéhen) oder Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor nach dem
hochsten festgesetzten Wert fur die gesamte Grundstlcksflache im beplanten Gebiet zu
ermitteln.

Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen uber die Anzahl der Vollgeschosse
oder der Gebaudehohe oder der Baumassenzahlen, anhand derer sich der
Nutzungsfaktor ermitteln lasst, gelten die Vorschriften fur den unbeplanten Innenbereich
nach § 14 entsprechend.
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§ 14 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich - erhalt folgende Fassung:

§ 14
Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

(1) Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die
Hoéchstzahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

Sind Grundsticke unbebaut, wird auf die Hoéchstzahl der in ihrer unmittelbaren
Umgebung vorhanden Vollgeschosse abgestellt.

(2) Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der Vollgeschosse die
tatsachliche Gebaudehdhe (Traufhdhe), geteilt durch 3,5, fir insgesamt gewerblich oder
industriell genutzte Grundstiicke; durch 2,2 fir alle in anderer Weise baulich genutzte
Grundstlicke. Bruchzahlen werden hierbei kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder
abgerundet.

(3) Die in § 12 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten
entsprechend.

(4) Bei Grundstlicken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhaltnis zu ihrer Grofle
untergeordnet bebaut sind (z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhaltnis zur gewerblichen
Nutzung untergeordneten Bebauung genutzt werden dirfen, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer
Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kdnnen,
gilt fur die bebauten Teile dieser Grundsticke 1,0, fur die Restflache 0,1,

d) wegen ihrer Grofe nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in dhnlicher Weise
genutzt werden konnen, gilt 0,5,

e) mit Kirchengebauden oder dhnlichen Gebduden mit religidser Zweckbestimmung
bebaut sind, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

VI
§ 19 Beitragspflichtige, 6ffentliche Last - erhalt folgende Fassung:

§19
Beitragspflichtige, offentliche Last

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids
Eigentimer des Grundstucks ist. Wenn das Grundstick mit einem Erbbaurecht
belastet ist, ist anstelle des Eigentimers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

(2) Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.
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3)
(4)

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.
Der Beitrag ruht als offentliche Last auf dem Grundstuck bzw. - bei Bestehen eines

solchen - auf dem Erbbaurecht bzw. bei Bestehen eines Wohnungs- und Teileigentums
auf diesem.

VILI.

§ 22 Grundstiicksanschlusskosten - erhalt folgende Fassung:

(1)

(2)

©)

(4)

§22
Grundstiicksanschlusskosten

Der Aufwand fiur die Herstellung und der vom Grundstlckseigentimer veranlassten
oder zu vertretenden Veranderung, Erneuerung, Unterhaltung oder Beseitigung vom
Grundstlickseigentimer der Stadt in der tatsachlich entstandenen Héhe zu erstatten
sind.

Die Kosten jeder weiteren Anschlussleitung und jeder im 6ffentlichen Bereich gelegenen
privaten Entwasserungsleitung zur Anschlussleitung (Erstherstellung, Erneuerung,
Instandsetzung oder Veranderung) sind vom Grundstiickseigentiimer der Stadt in der
tatsachlich entstandenen Hohe zu erstatten. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der
Fertigstellung der erstattungspflichtigen MaRnahme; er wird einen Monat nach
Bekanntgabe des Bescheids fallig.

Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids Eigentumer
des Grundstuicks ist. Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, ist anstelle des
Eigentimers der Erbbauberechtigte erstattungspflichtig. Bei Wohnungs- und
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer entsprechend ihrem
Miteigentumsanteil erstattungspflichtig. Mehrere Erstattungspflichtige haften als
Gesamtschuldner.

Der Erstattungsanspruch ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstick - bei Bestehen
eines solchen - auf dem Erbbaurecht, bzw. dem Wohnungs- und Teileigentum.

Die Durchfuhrung der MaRnahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung einer
angemessenen Vorausleistung abhangig gemacht werden.

VIII.

§ 23 Benutzungsgebuhren, Grundgebuhren - erhalt folgende Fassung:

(1)

§ 23
Benutzungsgebuihren, Grundgebuhren

Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 10 Abs. 2 KAG Gebuhren fur
das Einleiten (a, b) bzw. Abholen (c, d) und Behandeln von

a) Niederschlagswasser

b) Schmutzwasser

¢) Schlamm aus Kleinklaranlagen
d) Abwasser aus Gruben.
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(2)

Die Abwasserabgabe flr eigene Einleitungen der Stadt, die Abwasserabgabe, die von
anderen Kdrperschaften des offentlichen Rechts auf die Stadt umgelegt wird sowie der
Aufwand fir die Eigenkontrolle und die Uberwachung der Zuleitungskanéle
entsprechend den Bestimmungen der aufgrund des § 46 Abs. 2 Nr. 3 HWG (in der
Fassung der Bekanntmachung vom 06.05.2005 [GVBI. | S. 305], zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 04.03.2010 [GVBI. | S. 85] erlassenen Eigenkontrollverordnung (EKVO)
vom 23.07.2010 [GVBI. | S. 257] werden Uber die Abwassergebuhren fir das Einleiten
von Schmutzwasser abgewalzt.

VIII.

§ 24 Gebuhrenmalstabe und -satze fur Niederschlagswasser - erhalt folgende Fassung:

(1)

(2)

§24
Gebuhrenmalistabe und -satze flir Niederschlagswasser

Gebulhrenmalistab fur das Einleiten von Niederschlagswasser ist die bebaute und
kinstlich befestigte Grundstlicksflache, von der das Niederschlagswasser in die
Abwasseranlage eingeleitet wird oder abfliel3t; pro m? wird eine Gebulhr von 0,55 €
jahrlich erhoben.

Die bebaute und kunstlich befestigte Grundstiicksflache wird unter Bertcksichtigung
des Grades der Wasserdurchlassigkeit flr die einzelnen Versiegelungsarten nach
folgenden Faktoren festgesetzt:

1. Dachflachen
1.1 Flachdacher, geneigte Dacher 1,0
1.2 Kiesdacher 0,5
1.3 Griindacher 0,4
2. Befestigte Grundstiicksflachen
2.1 Beton-, Schwarzdecken (Asphalt, Teer o. A.), Pflaster mit Fugenverguss,

sonstige wasserundurchldssige Flachen mit Fugendichtung 1,0
2.2 Pflaster (z. B. auch Rasen- oder Splittfugenpflaster, Betonsteinpflaster,

Basaltpflaster, Platten) bis zu einer Fugenbreite von 15 mm 0,7
2.3 Pflaster (z. B. auch Rasen- oder Splittfugenpflaster, Platten)

mit einer groReren Fugenbreite als 15 mm 0,6
2.4 wassergebundene Decken (aus Kies, Splitt, Schlacke o. A.) 0,5
2.5 Porenpflaster oder dhnliche wasserdurchlassige Pflaster 0,4
2.6 Rasengittersteine 0,2

3)

Bei der Ermittlung bebauter oder kunstlich befestigter Grundsticksflachen bleiben
solche Flachen ganz oder teilweise aufler Ansatz, von denen dort anfallendes
Niederschlagswasser in Zisternen oder ahnlichen Vorrichtungen (Behéltnissen) mit
einem Fassungsvermdgen von mindestens 1 m® gesammelt und auf dem Grundstuck
verwendet wird. Von der Niederschlagswassergebihr sind befreit

a) alle ohne direkten oder mittelbaren Anschluss an die Abwasseranlage
entwassernden Flachen, in vollem Umfang
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(4)

®)

(6)

b) bei Anschluss an die Abwasseranlage und Verwendung des Niederschlagswassers
als Brauchwasser eine Flache von 20 m? je m?® Speichervolumen

c) bei zusatzlicher Nutzung zur Gartenbewasserung erhdht sich die so errechnete
Flache nach b) um 10 %

d) bei Anschluss an die Abwasseranlage und alleiniger Verwendung des Niederschlags-
wassers zur Gartenbewasserung eine Flache von 10 m? je m?® Speichervolumen.

Ist die gebuhrenpflichtige Flache, von der Niederschlagswasser in Zisternen oder
ahnliche Vorrichtungen gesammelt wird, geringer als die aufgrund des
Zisternenvolumens errechnete aul3er Ansatz zu lassende Flache, so bleibt nur diejenige
Flache unberlcksichtigt, von der Niederschlagswasser in die zuvor genannten
Vorrichtungen eingeleitet wird.

Zur Ermittlung der versiegelten Flachen darf die Stadt Dienstleister beauftragen, um

Befliegungen durchzuflihren, Luftbilder und Erklarungsbdégen auszuwerten und hierflr
die entsprechenden Daten erheben.

Andert sich die gebiihrenpflichtige Flache, so ist dies bei der Festsetzung der Gebiihren

ab dem Monat der Anderung zu beriicksichtigen.

IX.

§ 27 Ermittlung des gebihrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs - erhalt folgende Fassung:

(1)

§ 27
Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs

Als gebuihrenpflichtiger Frischwasserverbrauch gelten alle Wassermengen, die

c) aus Offentlichen Versorgungsanlagen,
d) zur Verwendung als Brauchwasser aus anderen Anlagen und Gewassern

entnommen werden.

(2) Werden gebuhrenpflichtige Wassermengen nicht als Abwasser der Abwasseranlage

)

(4)

®)

zugefihrt, bleiben sie auf Antrag des Gebuhrenpflichtigen - auf dessen Nachweis - bei
der Bemessung der Abwassergebuhren unbericksichtigt.

Dieser Nachweis ist durch das Messergebnis eines geeichten, von der Stadt oder einem
durch die Stadt Beauftragten verplombten und den einschldgigen Vorschriften
entsprechenden, privaten Wasserzahlers zu fihren, ansonsten - wenn eine Messung
nicht mdéglich ist - durch nachprifbare Unterlagen (z. B. Sachverstéandigengutachten),
die eine zuverlassige Schatzung der Wassermenge ermoglichen.

Antréage auf Absetzung nicht zugefihrter Wassermengen sind spatestens innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe des Geblihrenbescheids zu stellen.

Anstelle der Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs kann die Stadt
auf Antrag des Gebuhrenpflichtigen die Messung der Abwassermenge durch einen
privaten Abwasserzahler zulassen. Die GeblUhr bestimmt sich dann nach der
gemessenen Abwassermenge.

Private Wasser- und Abwasserzahler miissen geeicht sein; sie werden von der Stadt,
die auch die Einbaustelle festlegt, verplombt. Bestehen Zweifel an der Richtigkeit des
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Messergebnisses, sind die Messeinrichtungen durch eine staatlich anerkannte
Prifstelle oder die Eichbehérde zu (berpriifen. Die Kosten der Uberpriifung tragt
derjenige; zu dessen Ungunsten die Uberpriifung ausfallt. Alle Aufwendungen fir
Anschaffung, Ein- und Ausbau, Unterhaltung, Eichung etc. hat der Gebuhrenpflichtige
zu tragen.

(6) Bei unerlaubtem Einleiten wird die Abwassermenge von der Stadt geschatzt.

X:
§ 32 Gebuhrenpflichtige - erhalt folgende Fassung:

§ 32
Gebuhrenpflichtige

(1) Gebuhrenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentimer des Grundstilicks ist.
Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstickseigentimers gebuhrenpflichtig.
Mehrere Gebuhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

(2) Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht ein, so wird

der neue Eigentiimer oder Erbbauberechtigte gebihrenpflichtig mit Beginn des Monats,
welcher dem Eigentumstlibergang folgt.

XI:
§ 35 Ordnungswidrigkeiten - erhalt folgende Fassung:

§ 35
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen

1. § 4 Abs. 1 ein Grundstick nicht ordnungsgemalt an die Abwasseranlage
anschliel3t;

2.§ 4 Abs. 2 Abwasser, das der Beseitigungspflicht unterliegt, nicht der
Abwasseranlage zufuhrt;

3. § 4 Abs. 4 den Anschluss eines Grundsticks oder die Zufuhrung von Abwasser
ohne Genehmigung vornimmt;

N

. § 5 Abs. 1 Grundstlicksentwasserungsanlagen nicht nach den jeweils geltenden
bau- und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des
Deutschen Normenausschusses herstellt, unterhalt und betreibt;

o

§ 6 Abs. 1 Grundsticksklareinrichtungen in den dort genannten Fallen nicht
anlegt oder nicht ordnungsgemaf betreibt;

6. § 6 Abs. 2 Niederschlagswasser in die Grundstucksklareinrichtung einleitet;

7. § 6 Abs. 3 Schlamm aus Kleinklaranlagen sowie Abwasser aus Sammelgruben
nicht der Stadt Uberlasst;
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8. § 6 Abs. 4 Grundstucksklareinrichtungen nicht stilllegt, sobald die Abwasseranlage
die Behandlung des Abwassers sicherstellt;

9. § 7 Abs. 1 Abwasser einleitet, das nach dieser Bestimmung nicht eingeleitet
werden darf;

10. § 7 Abs. 2 Abfalle und die in dieser Bestimmung weiter genannten Stoffe sowie
Kondensate ohne Genehmigung in die Abwasseranlage einbringt;

11. § 7 Abs. 3 die dort genannten Anlagen an die Abwasseranlage anschlie3t oder
Kuhlwasser einleitet;

12. § 7 Abs. 4 Anlagen zum Zuriickhalten von im Abwasser enthaltenen unzulassigen
Stoffen nicht einbaut oder nicht ordnungsgemaf betreibt;

13. § 7 Abs. 6 Grundwasser in die Abwasseranlage einleitet;
14. § 8 Abs. 4 Abwasser zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte verdinnt;

15. § 8 Abs. 7 das von der Stadt auferlegte Betriebstagebuch nicht ordnungsgemaf
fuhrt;

16. § 8 Abs. 8 nicht hausliches Abwasser einleitet, das einen der in § 8 Abs. 1 und 3
festgelegten Einleitungsgrenzwert Uberschreitet;

17.§ 9 Abs. 7 ein von der Stadt gefordertes Probenahmegerat oder
selbstaufzeichnendes Messgerat nicht errichtet, nicht dauerhaft betreibt und in
betriebsbereitem Zustand halt oder den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt
den Zugang zu den technischen Einrichtungen nicht jederzeit ermdglicht;

18. § 25 Abs. 1 bis 3 verankerten Mitwirkungspflichten nicht oder unzureichend
nachkommt;

19. § 34 Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungspflichten nicht oder nicht rechtzeitig
nachkommt;

20. § 34 Abs. 3 die von der Stadt geforderten Ausklnfte nicht, nicht rechtzeitig, nicht
vollsténdig, nicht in der verlangten Form oder wahrheitswidrig erteilt;

21. § 35 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den in dieser
Bestimmung genannten Anlagen und Einrichtungen verweigert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbulRe von 5 bis 10.000 € geahndet
werden. Die GeldbuRe soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der
Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das satzungsmaRige
Hochstmal hierzu nicht aus, kann es Uberschritten werden.

(3) Das Gesetz uUber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung findet
Anwendung; zustandige Verwaltungsbehdrde ist die Stadt.

XI.
§ 39 Inkrafttreten - erhalt folgende Fassung:

§ 39
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Inkrafttreten

Diese Entwéasserungssatzung tritt einschlieRlich der 2. Anderungssatzung zum 01.01.2021
in Kraft.

Gleichzeittritt  tritt die Entwasserungsatzung vom 01.01.2019 einschlielich  der
1. Anderungssatzung auller Kraft.

Pohlheim,

Der Magistrat der Stadt Pohlheim

Udo Schéffmann
Blrgermeister

Anlagen: 1

Seite 20 von 20



	Datum
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage

